
raufhin dasWasser ab, quasi ersatz-
weise–obwohlesnachAngabender
Betroffenen bezüglich der Wasser-
gebühr keine Zahlungsrückstände
gab.

ÜWL-Geschäftsführer Wille er-
klärt, derSachverhalt sei sonicht zu-
treffend, wie sie ihn schildert, und
ergänzt: „Aus datenschutzrechtli-
chen Gründen kann bedauerlicher-
weise nicht genauer auf dieAngele-
genheit eingegangenwerden.“Wie
auch immer–umeineLösungzu fin-
den, müssten die Eheleute jetzt Ko-
operationsbereitschaft zeigen, sagt
er.

„Das Recht auf Wasser ist ein
Menschenrecht“, betont auf der an-
derenSeite dieFrauausDuingen. In
der Tat: Die Generalversammlung
der Vereinten Nationen hat das
Recht auf Wasser mit einer Resolu-
tion imJahr2010alsMenschenrecht
anerkannt. Darf ein Versorger es
trotzdem abstellen? Grundsätzlich
ja, ebenso wie Strom oder Gas – das
habenGerichte in mehreren Instan-
zen entschieden. Allerdings ist ein
solcher Schritt an Hürden geknüpft,
weil er eben einen schwerwiegen-
denEingriffdarstellt,wiedasaktuel-
le Beispiel aus Duingen auf drasti-
sche Weise zeigt. So muss ein Ver-
sorger in der Regel mehrere Zah-
lungsaufforderungen oder Mah-
nungen schicken, bevor er tatsäch-
lich das Wasser abdrehen darf. Wie
das genau im Duinger Fall gelaufen
ist, bleibt unklar,weil dasÜberland-
werkausDatenschutzgründennicht
imDetail zudenVorwürfenderKun-
dinStellungnimmt, aber erklärt, der
Sachverhalt sei anders als von der
Kundin dargestellt. Nun muss das
Gericht entscheiden – oder es
kommt doch noch zu einer einver-
nehmlichen Lösung.

Abgestellt: Schwerstpflegefall ohne Wasser
Duingerin beantragt einstweilige Verfügung vor Gericht / ÜWL signalisiert Gesprächsbereitschaft – unter einer Bedingung

Duingen. Ein 67-jähriger, schwerst
pflegebedürftiger Mann aus Duin-
genmuss seitMittwoch ohneWasser
zuHauseversorgtwerden.DasÜber-
landwerk Leinetal (ÜWL) hat dem
Haushalt das Wasser wegen ausste-
hender Zahlungen abgestellt. „Wir
müssen meinen Mann mit Mineral-
wasser waschen“, berichtet die Ehe-
frau, die ebenfalls durch eine Krank-
heit eingeschränkt ist. Sie pflegt
ihren Partner mit Unterstützung
eines Pflegedienstes und privater
Hilfe aus dem Kreis der Familie. Er
wird über eine Magensonde künst-
lich ernährt und mit Medikamenten
versorgt. „Auch dafür brauchen wir
dringendWasser“, sagt sie.

Die Frau versucht nun, mit Hilfe
einer einstweiligen Verfügung über
das Amtsgericht Alfeld gegen den
Wasser-Stopp vorzugehen. Ob die
erteilt wird, war am Freitag vomGe-
richt nicht mehr zu erfahren. ÜWL-
Geschäftsführer Frederik Wille zeigt
sich auf Anfrage der Redaktion
grundsätzlich gesprächsbereit:
„Selbstverständlich werden wir uns
einer einvernehmlichen Lösung
nicht verschließen. Die persönliche
Situation der Eheleute bedauern wir
sehr“, sagt er, nennt aber eine klare
Voraussetzung: Das Ehepaar müsse
von sich aus mit dem ÜWL Kontakt
aufnehmen. Bisher seien die Schrei-
ben des Unternehmens nämlich un-
beantwortet geblieben.

Der 67-Jährige aus Duingen ist
seit einemRaubüberfall imJahr2018
einPflegefall, er hat die höchste Pfle-
gestufe5.DieTat,derernachtsaufof-
fener Straße bei einem Besuch in
Magdeburg zum Opfer fiel, hinter-
ließ bei ihm schwere Hirnschäden.
ZweiJahrelanglagerimWachkoma.

Von Thomas Wedig

Die Frau, die ihren Namen und
den Namen ihres Mannes nicht öf-
fentlichnennenmöchte(„Sonstden-
ken alle, wir zahlen unsere Rech-
nungen nicht“), stellt die Vorge-
schichte so dar: Im vergangenen

Jahr sei der Stromzähler im Haus
ausgetauschtworden.Das neueGe-
rät habe plötzlich einen Verbrauch
von 10 000 Kilowattstunden für
einen Zeitraum von drei Monaten
angezeigt – ein Mehrfaches dessen,

was sonst in einem Jahr angefallen
sei, und zwar konstant über einen
längerenZeitraum.Siehabedarauf-
hin umeine Prüfung des Zählers ge-
beten. Die sollte nach ihren Anga-
ben aber wegen des damit verbun-

denenPersonaleinsatzes einendrei-
stelligen Betrag kosten. „Das habe
ich nicht eingesehen“, sagt die Du-
ingerin. Sie nahm sich einenAnwalt
und verweigerte dem ÜWL den Zu-
tritt zumStromzähler. Das stellte da-

Das Wasser ist abgestellt: Ein aktueller Fall aus Duingen beschäftigt nun auch ein Gericht. Foto: patrick pleul/dpa

Und davon ist kaum auszuge-
hen. Markus Behme, Fraktions-
vorsitzender der WUBS, machte
noch einmal deutlich, wie unge-
recht die Strabs sei: Nur wenige
würden damit den Ausbau der
Straßen finanzieren, die alle nut-
zen würden. Volker Klare (WIL)
erklärte, es sei Aufgabe der Ver-
waltung, Lösungswege aufzuzei-
gen, wie die Sanierungen statt-
dessen bezahlt werden könnten.
„Das Geld fällt aber nicht vom
Himmel“, ärgerte sich Raschke
undbetitelte dieAbschaffungder
Strabs als ein „Millionen-Ge-
schenk“, das er so noch nie erlebt
habe. „Einen Marktplatz auszu-
bauen ohne einen Cent Förder-
geld, das nenne ich ein Millio-
nen-Geschenk“, konterte Beh-
me. Arne Zender (CDU) vermiss-
te einen Ansatz, wo denn das
Geld für die Straßen herkommen
soll, auf Bücherei, Kurbetrieb
oder Bäder wolle die CDU nicht
verzichten. Auch Schulden seien
für die Christdemokraten keine
Alternative. „Schulden machen
oder Grundsteuer anheben, wol-
lenwir nicht“, so Schuhmann, die
zu den 16 Antragsstellern gehört.
Parkgebühren und Gebühren für
die Nutzung des Bikeparks soll-
ten beispielsweise Geld einbrin-
gen.DieweitereAussprache zum
Thema wird nun in der Stadtrats-
sitzung fortgeführt. Dann wird
auch über alle Anträge abge-
stimmt. Die Sitzung beginnt um
18.30 Uhr in der Waldgaststätte
Maiental.

Bauamtsleiter Eike Hille-
brecht stellte im Anschluss den
ersten Nachtragshaushalt der
Stadt vor. Danach verbessert sich
die Finanzlage gegenüber des
Haushaltsansatzes deutlich. Statt
eines Fehlbetrages in Höhe von
1,37 Millionen Euro werde im Er-
gebnishaushalt nun ein Über-
schuss in Höhe von 232 400 Euro
erwartet. Zudem könnte im Fi-
nanzhaushalt entgegen der An-
nahmen die Tilgung der Investi-
tionskredite in voller Höhe aus
der laufenden Verwaltungstätig-
keit gedeckt werden.

Drei Anträge
und viel Streit

Bad Salzdetfurths Politik bleibt in Sachen
Anliegerbeiträge uneins

Bad Salzdetfurth. Auch wenn sich
eine Entscheidung in SachenAn-
liegerbeiträge ankündigt. Von
Frieden kann in den politischen
Gremien der Stadt derzeit nicht
die Rede sein. Die Fronten sind
verhärtet, eine Einigung ist nicht
in Sicht. Das wurde bei der Sit-
zung des Bau- und Umweltaus-
schusses am Donnerstag deut-
lich. Fällt in der Stadtratssitzung
amDienstag, 27. September, eine
Entscheidung zur Strabs dürfte
das eine ganz knappe Angele-
genheit werden.

Mittlerweile gibt es vier Vor-
schläge dazu, wie die Stadt künf-
tig mit der Straßenausbaubei-
tragssatzung umgehen soll. Drei
davon lagen im Ausschuss auf
dem Tisch: die Vorlage der Ver-
waltung, einAntragderCDUund
ein Antrag des SPD-Ratsherrn
Günter Raschke. Allen gemein
ist, dass sie an der Strabs festhal-
ten, die Beiträge für die Anlieger
aber senken wollen. Verwaltung
undCDU hatten ihre Anträge be-
reits vorderSommerpausevorge-
legt, Raschkes Papier war neu. Er
will vor allen Dingen die Bemes-
sungsgrundlage der Beiträge
verringern, in dem er die Kosten
für Kanalsanierung ausklam-
mert. Danach blieben rund 30
Prozent der Kosten, die auf die
Anlieger verteilt würden, so
Raschke.

Doch das Interesse an denVor-
lagen war mäßig. Ausschussvor-
sitzende Kerstin Schuhmann
(SPD) ließ gleich zu Beginn ab-
stimmen, dass die Anträge ledig-
lich zur Kenntnis genommen
werden sollen. Zur Abstimmung
kommt es im Stadtrat. Dann wird
es auch um den vierten Antrag
gehen: Eine fraktionsübergrei-
fende Gruppe von 16 Ratsfrauen
und -herren wird damit die Ab-
schaffung der Strabs fordern. 16
Antragssteller, die WUBS, SPD,
FDP, Linken, WIL, MIB und Grü-
nen angehören, hieße eineMehr-
heit von einer Stimme, wenn es
sichkeinermehr anders überlegt.

Von Ulrike Kohrs

Wie wird
man kunden-
freundlichster
Drogeriemarkt
2022?
Dank der 42.663 Menschen in unserer
Arbeitsgemeinschaft, die jeden Tag den
Unterschied machen.
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Erfahre mehr über die
Arbeitsgemeinschaft dm und die
Ergebnisse beim Kundenmonitor
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